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Zusammenfassung Dieser Artikel zeigt Bereiche rechtssoziologischen Nichtwis-
sens innerhalb der Migrationsforschung auf. Die Frage, was wir nicht wissen und
weshalb diese Wissenslücken zustande kommen, wird mit gesellschaftlichen (Herr-
schafts- und Kontroll-)Praktiken in Zusammenhang gebracht. Hieraus leitet sich zum
einen die Notwendigkeit einer kritischen Reflexion (impliziter) theoretischer Positio-
nen in der Migrationsverwaltung ab, um davon ausgehend aktuelle Entwicklungen
von Migrationskontrolle in den Blick zu nehmen. Zum anderen folgt daraus, die
Spur jenes Wissens aufzunehmen, welches neben der enormen Fülle an administra-
tivem Wissen ein Schattendasein führt. Es wird argumentiert, Defizitperspektiven,
die MigrantInnen vorrangig als Objekte der Sicherheitsverwaltung begreifen, den
Rücken zu kehren und stattdessen von MigrantInnen auch als ProduzentInnen von
innerer Sicherheit und AkteurInnen in Konfliktlösungsprozessen auszugehen.
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Migration, Legality, and Crime: socio-legal knowledge gaps in the
shadow of administrative knowledge
Abstract This article aims to detect socio-legal knowledge gaps within migration
studies. The questions of ‘what we do not know’, and how these knowledge gaps
come into being, allow us to reflect on the relationship between knowledge on the
one side and societal practices (of domination and control) on the other. We hence
proceed to claim the necessity of ongoing inquiry into the (implicit) theoretical
positions of the administration and control of migration processes and migrants. As
a second endeavour we begin to search for ‘the nescience that we don’t know of’.
Such an undertaking turns its back on theories promoting a conception of migrants
as objects of control, rather to perceive migrants as producers of internal security
and actors in processes of conflict resolution.
Keywords Migration · Migration Control · Law · Legal Practice ·
Criminalization · Conflict Resolution
1 Einleitung: Zur Aufgabe, administratives Wissen und Polizeiwissen
zu transzendieren
Kaum ein soziales Phänomen ist stärker an rechtliche Vorgaben und administra-
tive Praktiken gekoppelt als die internationale Migration. Ob bei der Frage nach
Kontinuität und Wandel von Migrationsbewegungen und ihrer Steuerung oder der
sozialen Position von MigrantInnen – immer ist das Soziale wesentlich durch Recht
und seine Adaptionen durch Polizei und Verwaltung bestimmt. Gesetzgebung und
Gesetzesvollzug durch die Exekutive und Judikative beeinflussen die Bedingungen,
unter denen etwa Grenzen passiert werden, Arbeit aufgenommen wird oder politi-
sche Partizipation stattfindet. Ebenso bestimmen sie das Risiko von MigrantInnen,
exkludiert, kontrolliert und sanktioniert zu werden, sowie deren Möglichkeit, Polizei,
andere Behörden, Justiz und Recht auch für sich in Anspruch zu nehmen. Grund-
sätzlich ist Migrationsforschung dabei mit einem Gegenstand konfrontiert, der nicht
nach disziplineigenen Kriterien „vorsortiert“ ist. Schließlich ist es der Staat, der
Migration und MigrantInnen durch migrationspolitisches Zutun erst hervorbringt.
Ohne staatliche Verwaltungseinheiten, die Menschen einem umgrenzten Territorium
zuordnen, gibt es keine Verteidigung territorialer Grenzen staatlicher Souveränität
oder auch eines „Volkskörpers“, ohne von der Legislative für „Fremde“ geschaffene
(Straf-)Tatbestände und deren Ahndung durch Exekutive und Justiz keine „illegale“
Migration. Verbunden damit, liegt über der Existenz von Migration a priori der Vor-
behalt eines besonderen Verwaltungs- und Regulierungsbedarfs, insofern auch eine
Problemvermutung, die durch den beträchtlichen (Migrations-)Rechts- und Kontroll-
apparat praktisch und symbolisch unterstrichen wird und bestätigt scheint.
Das macht Migration zu einem Gegenstand der Rechts- und Kriminalsoziolo-
gie. Wissenslücken sehen wir jedoch weniger darin, akkumuliertes administratives
und polizeiliches Praxiswissen aufzugreifen, zu systematisieren und die polizeili-
che Migrationskontrolle zum „Migrationsmanagement“ (Cuttitta 2010) weiter zu
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entwickeln, wie dies, gerade in den traditionell staatsnahen, mit Recht und Politik
befassten Wissenschaften, oft geschieht (vgl. Young 1986, S. 4). So hat das ver-
stärkte Interesse migrationsregulatorischer Regime an Ergebnissen aus der Migrati-
onswissenschaft gerade in den letzten Dekaden zu einer verstärkten Durchdringung
von Migrations-(Grundlagen-)Forschung und „operativer Wissensproduktion“ ge-
führt (Hess und Kasparek 2010, S. 14 f.)1. Eine ähnlich intensive, aber ungleich ältere
Nähe zur Migrationsverwaltung kann auch die Kriminologie für sich beanspruchen.
Sie versteht sich – historisch wie aktuell – überwiegend als Hilfswissenschaft von
Polizei und Justiz. Es geht ihr im Wesentlichen um die Analyse alltagskrimineller
wie auch besonderer, etwa organisiert krimineller oder terroristischer Risikopoten-
ziale und um die Optimierung bestehender (staatlicher) Steuerungsinstrumente im
Bereich des Kriminalrechts und der Polizei. Heinz Steinert beschrieb die „Reflexion
des Selbstverständlichen“ (2008, S. 162) als zentrale Aufgabe sozialwissenschaftli-
cher Theorie. Viele jener staatsnahen Analysen jedoch, insofern sie von vornherein
Problemstellungen und Zieldimensionen staatlicher Rationalitäten übernehmen, (re-)
produzieren letztlich politische Kategorien wie „Fremder“, „Illegaler“, Grenze usw.
(Georgi und Wagner 2009, S. 307), anstatt ihre Genese, Beschaffenheit und den
gesellschaftlichen Umgang mit ihnen in den Blick zu nehmen. Ganz im Sinne Stei-
nerts wie auch in der Tradition einer sich kritisch verstehenden Kriminologie halten
wir es insofern für notwendig, die zentralen administrativen Kategorisierungen von
MigrantInnen nach ihrer rechtlichen (Sonder-)Stellung bzw. nach der Illegalität ihres
Handelns zu hinterfragen und mit diesen Kategorisierungen nicht auch die impliziten
Defizit- und Problemperspektiven der Administration zu übernehmen. Eine kritische
rechtssoziologische Forschung im Feld der Migration muss sich der Aufgabe stel-
len, derartige Zuschreibungen und ihre rechtlich-institutionellen Lösungsansätze als
solche zu reflektieren, d. h. ihrerseits zu problematisieren.
Zwei Forschungsdesiderate leiten sich hieraus ab:
1. Bedarf es einer Wendung der Aufmerksamkeit hin zu den politischen Prozessen,
den Institutionen und Regimen der Migrationskontrolle und zu ihrer Wissenspro-
duktion.
2. Stellen Forschungen zur Sicht der solchen Regimen Unterworfenen auf Recht
und Exekutive eine wesentliche Herausforderung dar, um blinde Flecken admi-
nistrativen Wissens auszufüllen.
Das bedeutet zum einen, Migrationskontrolle als relevanten Entstehungskontext
von Migrationswissen zu analysieren. Zum anderen impliziert es, das migrationspo-
1 So legten im Jahr 2004 120 Regierungen in der International Agenda on Migration Management fest,
dass es mehr „aktuelle(r), akkurate(r) und vergleichbare(r) Daten und weitere(r) Forschung zu allen Aspek-
ten von Migration“ bedürfe, um eine „,effektive‘ Politik“ betreiben zu können (siehe IAMM 2005, S. 25,
zit. n. Georgi und Wagner 2009, S. 306). Gefördert wird die Verzahnung von Wissenschaft und Politik
zudem durch den gesteigerten Wert, den nationale und europäische Förderprogramme im Bereich der Mi-
grationsforschung in den letzten Dekaden auf die Policy-Relevanz bei von ihnen finanzierten Projekten
legen. Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen ökonomischen Restrukturierung der Wissenschaft führt
dies dazu, dass akademische ForscherInnen ihre Forschungsanträge vermehrt entlang hegemonialer Pro-
blemdefinitionen ausrichten und so staatlich-regulative Rationalitäten übernehmen (Dimitrova et al. u. a.
2009).
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litisch regierte Individuum nicht nur als Objekt der Kontrolle zu konzeptualisieren,
sondern es vielmehr als aktives Element in einem komplexen Kontext wahrzuneh-
men, das seinerseits rechtliche Prozesse in Gang zu setzen vermag. Unter Heran-
ziehung eines weiten, über die rechtswissenschaftliche Definition hinausgehenden
Verständnisses von Recht – hier lehnen wir uns an Eugen Ehrlichs „lebendes Recht“
an (1989) – bleibt empirisch zu untersuchen, ob überhaupt, und wenn ja, wie Recht
und Rechtsinstitutionen für Individuen als Orientierungspunkte des Handelns die-
nen und auf welche Weise sie soziales Miteinander strukturieren. Auf beides sei
in der Folge näher eingegangen, wenn auch in diesem Beitrag auf Letzteres der
Schwerpunkt gelegt wird.
2 Zur Notwendigkeit der Untersuchung
von Migrationskontrollpraktiken
Migration, das haben wir eingangs herausgestellt, lässt sich nicht ohne die Reflexion
über legislative, judikative und exekutive Praktiken ihrer Regulierung untersuchen.
Dies wird von der umfangreichen polizeilichen und kriminologischen Migrations-
forschung hingegen vernachlässigt. Deshalb ist mit dem ersten Forschungsdesiderat
nicht weniger als eine Perspektivenumkehr angesprochen, um Migration als admi-
nistrative Kategorie in den Blick zu nehmen. Eine solche Forschung macht es sich
zur Aufgabe, Fokussierungen, blinde Flecken und die Verwendung und Weiterent-
wicklung von Steuerungsinstrumenten zu untersuchen sowie die Generierung von
Wissen aus der Kontrollpraxis kritisch zu reflektieren. Die zentrale Frage lautet:
In welchem Zusammenhang stehen Rechts- und polizeiliche Praxen mit der „(Il-)
Legalität“ von Migration und der „Kriminalitätsbelastung“ von MigrantInnen?
Damit steht das hier zu skizzierende Forschungsdesiderat in direkter Tradition je-
nes Strangs einer kritischen Kriminologie, der sich weniger für „Kriminalität“ oder
„Kriminelle“ interessiert, sondern stattdessen für jene kriminaljustiziellen Institutio-
nen, die bestimmte Handlungen oder Personen(gruppen) so definieren (z. B. Sack
1968). Derartige kriminalsoziologische Arbeiten haben dazu beigetragen aufzuzei-
gen, wie sich über die Benennung des (strafrechtlich) Abweichenden das „Normale“
herzustellen pflegt. Ähnlich haben Arbeiten aus der Migrationsforschung beschrie-
ben, wie die Markierung von Migration als dem Anderen bzw. Fremden zur Kon-
stitution von Aufnahmegesellschaften beiträgt (z. B. Bielefeld 1998). Aktuelle Ent-
wicklungen wie der Zusammenhang zwischen der zunehmenden Stratifizierung von
Mobilität und Migration und der Konstruktion von Migration als Sicherheitsproblem
lassen die Kombination beider Forschungstraditionen notwendig werden.
Denn in den letzten Dekaden lässt sich beobachten, wie ein abgestuftes System
von Zugangsberechtigungen entlang der ökonomischen Verwertbarkeit von Migran-
tInnen entsteht, welches einerseits gespreizter, andererseits differenzierter ist als je
zuvor und auch nicht mehr allein an das Staatsbürgerschaftskriterium geknüpft ist.
Damit in Zusammenhang bringen lässt sich die Abwendung von einer Politik der
Abschottung hin zum Management von Migration (z. B. Cuttita 2010). Der zuge-
hörige Verwaltungs- und Rechtsapparat ist in diesem Zusammenhang enorm ange-
wachsen und durchwuchert, d. h. er beteiligt oder verpflichtet auch andere Institutio-
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nen und Akteure (beispielsweise der privaten Transportwirtschaft). Methoden und
Technologien zur Kontrolle von Zugangsberechtigungen, der Legalität von Reisen,
Aufenthalten, Lebens- und Erwerbsweisen, sind verfeinert und zunehmend stärker
verwoben mit Alltagsroutinen. Zwischen neuartigen Privilegierungen von „supra-
citizens“ („bona fide travellers“, „Globalmanagern“), ihrer Befreiung von Einschrän-
kungen durch nationale Instanzen und der Zurücksetzung Anderer auf das „nackte
Leben“ (Agamben) – d. h. auf ein Leben ohne jeglichen Anspruch auf Bürgerrechte,
an welchem Ort immer –, besteht ein innerer Zusammenhang. Es sind dieselben
Technologien der Bewegungs- und Grenzkontrollen, die das eine wie das andere
erleichtern und realisieren lassen. Datenvernetzung und Automation beschleunigen
das Vorankommen der einen (zur „multi-speed citizenship“) und schaffen zugleich
mehr Aufmerksamkeitskapazität für „Illegalität“ und Kriminalität, somit für die Ein-
dämmung nicht berechtigter gesellschaftlicher Teilhabeversuche (Aas 2011).
Wir sehen: Recht und (fremdenrechtliche) Verwaltung bilden heute ein Ungleich-
stellungssystem von globalem Maßstab, in dem „global citizens“ und „crimmigrants“
(Aas 2011) praktisch unterschieden, diskriminiert und auch erst hervorgebracht wer-
den (womit nur die beiden Enden eines weiten Spektrums bezeichnet sind). Zen-
tral ist, dass Migrationskontrollen im Zuge dessen mit Kriminalitätskontrollen ver-
schmelzen und gemeinsam und auch symbolwirksam der Abgrenzung von unsiche-
ren gesellschaftlichen Außen- und (zumindest noch relativ) sicheren Innenräumen
(Bigo 2001) dienen, sowie innerhalb letzterer zwischen Vollbürgern und Bürgern
unter Vorbehalt, auf Zeit oder Bewährung („sub-citizens“).
Die hier skizzierte sich ausbreitende Umdeutung unautorisierter grenzüberschrei-
tender Mobilität zu einem kriminellen Tatbestand verwandelt eine globale immobile
und entrechtete in eine illegale, kriminelle und gefährliche „underclass“ (Pickerung
und Weber 2006). Kriminalisierung betrifft auch die unberechtigte Inanspruchnah-
me sozialer Teilhaberechte durch Zugewanderte, wiewohl Missbrauchsmöglichkei-
ten erst durch zunehmend stratifizierte Rechte an sozialen Gütern und Leistungen
geschaffen werden (Mohr 2005). Diese rechtlichen Entwicklungen werden durch
„cross-border-crime“ oder „Sozialbetrug“ begründet und vorangetrieben, zugleich
bringen sie diese Kriminalität wie auch die ausufernde polizeiliche Migrationskon-
trolle erst hervor. Anstatt sich in erster Linie auf Sicherheitsrisiken bzw. Krimina-
litätsdispositionen bei MigrantInnen zu konzentrieren, ginge es somit darum, die
(rechtliche, einschließlich der strafrechtlichen) Stratifizierung von Migration, deren
Hintergründe, Methoden und Dynamiken, eingehender zu untersuchen.
In Bezug auf die hier skizzierten aktuellen Entwicklungen stehen Forschungen
noch am Anfang. Zwar wurden derartige Zusammenhänge vor allem in der letz-
ten Dekade von inter- bzw. post-disziplinären Forschungsfeldern wie der Krimi-
nal(rechts-)soziologie, den surveillance und security studies und später auch den
migration studies zum Gegenstand von Untersuchungen gemacht.2 Innerhalb der
Migrationsforschung haben derartige Perspektiven auf Migrations-Kontrollregime
2 Die diskursive und operative Verknüpfung von Migration mit „organisierter Kriminalität“ seit den
1980er-Jahren und dem „internationalen Terrorismus“ seit Anfang des neuen Jahrtausends (vgl. Gutiér-
rez Rodríguez 2005, S. 73) hat hier vor allem die vielen Facetten einer „Versicherheitlichung“ (Buzan
et al. 1998) von Migration in den Vordergrund treten lassen: Sei es im Rahmen einer „Politik der Men-
schenrechte“, der Verteidigung territorialstaatlicher Souveränitäten bzw. transnationaler Regime und ihrer
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jedoch insgesamt immer noch eine randständige Position. Aufgrund der positiven
Entwicklungen, was dieses erste Desiderat kritischer kriminal(rechts)soziologischer
Forschung betrifft, nämlich die Migrations- und Kriminalitätskontrollstrategien in
ihrer Selbstverständlichkeit zu reflektieren und auf ihre (Wissens-)Effekte hin zu
befragen, wollen wir es hier bei der groben Skizze belassen. Der vorliegende Beitrag
widmet sich in den beiden nachfolgenden Abschnitten vor allem dem zweiten, we-
sentlich weniger beachteten Desiderat – der vertieften Auseinandersetzung mit den
Erfahrungen von Unsicherheit, Konflikten, prekären Rechtspositionen und mit dem
Umgang mit (Kriminal-)Rechtsressourcen durch MigrantInnen selbst und schließ-
lich mit der Bedeutung dieser Erfahrungen und Praktiken für die Kriminalitäts- und
Rechtswirklichkeit.
2.1 Zur Notwendigkeit der Untersuchung subjektiver Perspektiven
Eine von der so umfangreichen wie selektiven polizeilichen Datensammlung und
ihren Routinen unabhängige und diese ergänzende und kontrastierende „kriminolo-
gische Migrationsforschung“ existiert in Österreich bislang nicht, und auch in ande-
ren Ländern sind solche Untersuchungen nur begrenzt vorhanden. Der nachfolgende
Abschnitt bilanziert zunächst Versuche innerhalb der (internationalen) Kriminologie,
Wissen über MigrantInnen unabhängig von den Polizeibehörden, von deren Gefähr-
dungsannahmen und selektiver Kontrollpraxis zu gewinnen und zu vermehren. Er
zeigt jedoch auch die Ergänzungsbedürftigkeit dieser Versuche, solange die Krimi-
nologie bei ihren Dunkelfelderhebungen und Viktimisierungssurveys in den Kate-
gorien des Strafrechts und seiner AnwenderInnen befangen bleibt. In Konsequenz
dessen empfiehlt der dritte Abschnitt einen verallgemeinerten rechtsanthropologi-
schen Blickwinkel, BürgerInnen insgesamt, so auch MigrantInnen, als ExpertInnen
ihrer Lebenswelt, als InterpretInnen und (Ko-)ProduzentInnen ihres Rechts und ih-
rer eigenen Sicherheit zu beachten. Er fokussiert nicht länger auf „Kriminalität“,
sondern auf die Abwehr oder Verarbeitung von Unsicherheit, Diskriminierung und
Anspruchsverletzung durch Betroffene in unterschiedlichen Konstellationen und mit
ihren jeweiligen sozialen Ressourcen, darunter den Mitteln des Rechts (der Ver-
rechtlichung), darunter wiederum des Strafrechts (der Kriminalisierung). Jenseits
etablierter Institutionen praktiziertes Konfliktregeln und Recht scheinen gerade im
Bereich rechtlich unterprivilegierter Gruppen unterbelichtet und von besonderem
Interesse. Die von hoher Selbstbewertung bis -überschätzung ihrer Funktion ge-
prägte Perspektive der Administration im Allgemeinen und der (Straf-)Rechtspflege
im Besonderen führte bisher zu einer Vernachlässigung der Vorfelder des institu-
tionellen Rechts- und Verwaltungsbereiches. Dies sollte von der Forschung nicht
länger mitvollzogen werden, nicht zuletzt, um Recht, Rechtsschutz und -fürsorge
im Allgemeinen in ihrer emanzipatorischen Funktion weiterzuentwickeln (Steinert
2010).
Wohlfahrtsordnungen – stets konnte die Umcodierung von Migration und MigrantInnen in ein Sicherheits-
problem beobachtet werden (um nur einige zu nennen: Huysmans 2000; Fuchs und Kretschmann 2007;
Janicki und Böwing 2010; Kasparek 2008).
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2.2 Der Zugriff der Kriminologie und seine blinden Flecken
Wer sich sozialwissenschaftlich mit dem Zusammenhang von Migration und Kri-
minalität beschäftigt, begibt sich auf ein „politisches und ideologisches Minenfeld“
(Eisner 1998, S. 11). So gibt es in nahezu allen westlichen Ländern Gruppen von
Menschen fremder Ethnizität, die ein im Vergleich mit der autochthonen Bevölke-
rung erhöhtes Risiko aufweisen, angezeigt, verurteilt oder eingesperrt zu werden.
Diese Überrepräsentation im „Hellfeld“ der offiziellen Kriminalstatistiken wird ei-
nerseits immer wieder herangezogen, um xenophobe Argumentationen und Stereo-
type zu bekräftigen. Andererseits ist genau diese – vermeintlich oder tatsächlich –
höhere Kriminalitätsbelastung einzelner ausländischer Bevölkerungsteile in den Au-
gen kritisch-engagierter Stimmen nichts anderes als das Ergebnis rassistischer oder
fremdenfeindlicher Praktiken der Strafverfolgungsorgane (vgl. Tonry 1997; Phillips
und Bowling 2012). Die Heftigkeit der Vorwürfe, die im Diskurs um Kriminalität
und Zuwanderung zumindest implizit immer auch mitverhandelt werden, zeigt an,
dass die Materie alles andere als harmlos ist. Jenseits kulturalistischer Zuschreibun-
gen geht es dabei stets um die durch Machtungleichgewichte strukturierten Bezie-
hungen zwischen „Etablierten“ und „Außenseitern“, in denen erstere dazu neigen,
letztere als „unbändige Übertreter von Gesetzen und Normen“ (Elias und Scotson
1990, S. 22) wahrzunehmen.
So hat sich die Kriminologie auch schon relativ früh mit Migrationsphänomenen
beschäftigt. Klassische theoretische Konzepte der US-amerikanischen Kriminalso-
ziologie wie Anomie (vgl. Merton 1938), Kulturkonflikt (vgl. Sellin 1938), oder die
sozialräumlichen Analysen der Chicago School (vgl. Shaw und McKay 1942) wur-
den maßgeblich durch Auseinandersetzungen zwischen Vertretern unterschiedlich
privilegierter Gruppen inspiriert, die zu verschiedenen Zeitpunkten nach Nordame-
rika eingewandert waren. Das Hauptaugenmerk galt schon damals den jungen Män-
nern der „zweiten Generation“ von MigrantInnen, die im Gegensatz zu ihren meist
besonders disziplinierten, bescheidenen und angepassten Eltern unangenehm auffie-
len. Ohne die Zustände ökonomischen Elends oder politischer Unterdrückung, denen
die „erste Generation“ entronnen war, selbst kennengelernt zu haben, orientierten
sie sich an den gesellschaftlich dominanten Maßstäben materiellen Erfolgs, waren
aber gleichzeitig sozialstrukturell bedingt mit sehr eingeschränkten Möglichkeiten
konfrontiert, diese allgemein wertgeschätzten kulturellen Ziele auch zu erreichen.
2.2.1 Amtliche Daten und Wissenslücken
Ähnliche Wahrnehmungen, die allerdings nicht immer theoretisch reflektiert wurden,
prägten auch die deutschsprachige kriminologische Debatte, die – wie in vielen ande-
ren europäischen Ländern – im Gefolge der ersten Arbeitsmigrationswellen ab Ende
der 1970er-Jahre einsetzte (vgl. Albrecht und Pfeiffer 1979). Die – gelegentlich als
„tickende soziale Zeitbombe“ (vgl. Schwind 1983) dramatisierte Beobachtung einer
erhöhten Kriminalitätsbelastung von Gastarbeiternachkommen, die sich bis in die
1990er-Jahre hinein ganz überwiegend auf amtliche Daten stützte, blieb aber nicht
ohne Widerspruch: Sie sei, wie kritische BeobachterInnen schon bald anmerkten,
ein bloßes „Artefakt der Kriminalstatistik“ (Geißler und Marißen 1990). Abgesehen
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davon, dass die polizeilichen und gerichtlichen Datensammlungen ausschließlich
das – im Hinblick auf Migrations- und Kriminalitätsphänomene nur bedingt rele-
vante – Merkmal der Staatsangehörigkeit tatverdächtiger oder verurteilter Personen
erfassen, gehört es heute unzweifelhaft zum gesicherten kriminologischen Wissen,
dass ein allenfalls kriminalstatistisch nachweisbarer erhöhter Fremdenanteil nichts
über eine erhöhte Kriminalitätsbelastung der ausländischen Wohnbevölkerung aus-
zusagen vermag (vgl. Pfeiffer et al. 2005, S. 17 ff.). Da die Kriminalstatistiken auch
Straftaten mobiler Populationen von Menschen mit fremder Staatsangehörigkeit er-
fassen, die über gar keinen ordentlichen Wohnsitz im Inland verfügen (Touristen,
Durchreisende, Austauschstudierende, irregulär Zugewanderte etc.), ist es grob ver-
zerrend, die gesamte Ausländerkriminalität auf die bevölkerungsstatistisch erfasste
Ausländerwohnpopulation zu beziehen. Hinzu kommt, dass bestimmte Straftaten
des Fremdenrechts begreiflicherweise fast ausschließlich von Personen begangen
werden, die nicht dem Staat angehören, in den sie einwandern. Schließlich ist die
demographische und sozioökonomische Struktur der Ausländerpopulation nicht mit
der inländischen Wohnbevölkerung vergleichbar: Zugewanderte sind in der Regel
„jünger, überproportional männlich und vermehrt am unteren oder oberen Ende der
sozialen Statusskala angesiedelt“ (Pilgram et al. 2012, S. 7). Die bisherigen „Pe-
riodischen Sicherheitsberichte“ der deutschen Bundesregierung (BMI/BMJ 2001,
2006) verzichten aus diesen Gründen überhaupt auf Kriminalitätsbelastungsziffern
für Nicht-Deutsche. Dieser politisch korrekte „Wille zum Nichtwissen“ mag nicht
die schlechteste Lösung für die skizzierten Probleme im Umgang mit administrati-
ven Kriminalitätsdaten sein. Ob er die politisch und wissenschaftlich interessierte
kritische Öffentlichkeit auf Dauer zu überzeugen vermag, sei dahingestellt.
2.2.2 Kriminologische Wissensproduktion
Es liegt auf der Hand, dass kriminologische Befunde, die sich auf administrative
Strafverfolgungsdaten stützen, von begrenzter Aussagekraft sind. Abgesehen davon,
dass letztere nicht für wissenschaftliche Zwecke erhoben werden, sondern vor allem
der Selbststeuerung und -darstellung der einschlägigen Organisationen dienen (vgl.
Kreissl 2011), spiegeln sie als Anzeigen- und Tätigkeitsstatistiken nichts anderes
als „Bilder der gesellschaftlich stattfindenden Kriminalisierungen“ (Pilgram 1980,
S. 37) wider.3 Über die Verbreitung kriminalisierbarer Handlungen, die im „Dunkel-
feld“ der nicht angezeigten oder entdeckten Straftaten verbleiben, können amtliche
Kriminalstatistiken nichts aussagen. Jenseits der Staatsangehörigkeit enthalten sie
auch keine Hinweise auf Migrationserfahrungen verdächtiger Personen (oder ihrer
Eltern und Familien). Aus diesen Gründen hat die Kriminologie versucht, einen eige-
nen empirischen Zugang zum „kriminellen Geschehen“ und seinem sozialen Kontext
zu finden: mittels aufwändiger Umfragestudien, in denen neben Viktimisierungs-
und Tätererfahrungen auch sozioökonomische Merkmale und Einstellungsdimen-
3 Nach dem Stand der Forschung zu selektiv unterschiedlich ausfallenden Kriminalisierungsprozessen im
Justizsystem ist es nicht von der Hand zu weisen, dass ausländische Tatverdächtige der Tendenz nach
strafrechtlich schärfer verfolgt werden als Einheimische (vgl. Pfeiffer et al. 2005; BMI/BMJ 2006: 426;
Pilgram et al. 2012, S. 24 ff.).
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sionen erhoben werden. In Deutschland werden solche Forschungsprojekte seit den
1990er-Jahren regelmäßig als Befragungen Jugendlicher in Schulen durchgeführt.
Obwohl die Ergebnisse aufgrund unterschiedlicher Zielpopulationen, Stichprobenzu-
sammensetzungen, Erhebungsinstrumente und Auswertungsmethoden weder völlig
vergleichbar noch einheitlich sind, lassen sich etwas vereinfachend doch einige be-
merkenswerte Übereinstimmungen und Tendenzen benennen (vgl. Walburg 2007,
S. 245 ff.; Enzmann 2010, S. 63):
● Erstens zeigen sich im Hinblick auf die „Gesamtdelinquenzbelastung“, die stark
durch jugendtypische Bagatelldelikte geprägt ist, kaum Unterschiede zwischen
Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund.
● Dasselbe trifft zweitens auf die meisten Formen von Eigentumsdelinquenz zu, bei
der manche Gruppen migrantischer Jugendlicher sogar weniger Delikte berichten
als die Befragten ohne Migrationshintergrund.
● Drittens geben Jugendliche mit Migrationshintergrund dagegen öfter als ihre „ein-
heimischen“ Altersgenossen an, Gewaltdelikte begangen zu haben. Zumindest für
schwerwiegendere Verhaltensweisen verschwindet dieser Effekt aber oder wird
wenigstens deutlich schwächer, wenn die – für migrantische Jugendliche in al-
ler Regel schlechteren – sozioökonomischen Lebensbedingungen statistisch kon-
trolliert werden. Allenfalls zeigt sich in multivariaten Modellen eine Neigung
männlicher Jugendlicher aus der „zweiten Generation“, verstärkt das Begehen
(überwiegend harmloser) Gewaltdelikte zu berichten, die nicht direkt auf die so-
ziale Lebenslage zurückgeführt werden kann. Erklärbar ist dieses Kokettieren mit
Gewalt durch gemessene Einstellungsdimensionen, die eine Akzeptanz „gewalt-
legitimierender Männlichkeitsnormen“ anzeigen. Solche Orientierungen können
indes nicht einfach kulturalistisch gedeutet werden, sondern dürften ihrerseits
eher als Anpassung an soziale Benachteiligungen und Marginalisierungen zu ver-
stehen sein (vgl. Enzmann et al. 2004).
● Viertens hängt schließlich bei Konflikten zwischen Jugendlichen, die als Gewalt-
erfahrung erlebt und berichtet werden, die Anzeigebereitschaft ganz wesentlich
von der ethnischen Täter-Opfer-Konstellation ab: Jugendliche ohne Migrations-
hintergrund weisen ein weitaus geringeres Risiko auf, von Opfern (egal welcher
Herkunft) angezeigt zu werden, als solche mit Migrationshintergrund (Mansel
und Albrecht 2003; Köllisch 2009; Baier et al. 2009). Migrantische Jugendli-
che sind also bei Konflikten mit Gleichaltrigen einem größeren Risiko selektiver
Kriminalisierung ausgesetzt, was (auch vor dem Hintergrund allenfalls erhöhter
Anteile an Tatverdächtigen in der polizeilichen Kriminalstatistik) ein durchaus
brisanter Befund ist – ein Befund, der aber keine Auskunft darüber gibt, warum
die Mehrheit der Auseinandersetzungen dennoch ohne das Einschalten formeller
Kontrollinstanzen geschlichtet werden kann und warum sich MigrantInnen bei
Konflikten mit „einheimischen“ Jugendlichen seltener an die Polizei wenden.
Für Österreich muss der Stand des kriminologischen Wissens im Hinblick auf
Migration im Vergleich mit anderen Ländern (z. B. Deutschland oder Großbritanni-
en) als sehr eingeschränkt bezeichnet werden, was nicht nur mit der geringen Größe
des Landes, sondern auch mit dem Fehlen einer nennenswerten Forschungstradition
zu tun haben dürfte. Bis auf wenige Ausnahmen (Pilgram 2011; Pilgram et al. 2012)
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gibt es kaum aktuelle Studien, in denen amtliche Kriminalstatistiken systematisch,
zusammenschauend und kritisch auf die Frage hin ausgewertet werden, welche va-
liden Aussagen über die Ausländerpopulation sie überhaupt erlauben. Unmöglich
sind solche Aussagen jedenfalls dann, wenn – wie etwa bei Reindl-Krauskopf und
Grafl (2009) – nur absolute Zahlen oder Anteile fremder Tatverdächtiger aus der
polizeilichen Kriminalstatistik berichtet werden.
Dunkelfeldstudien fehlen in Österreich ebenfalls nahezu gänzlich. Die bislang
einzige Ausnahme war die zweite Erhebungswelle der „International Self-Report
Delinquency Study“ (ISRD 2), in deren Rahmen 2005/06 rund 3000 österreichische
Jugendliche der 7. bis 9. Schulstufe in Wien, Graz und fünf weiteren vorab ausge-
wählten Mittel- und Kleinstädten befragt wurden (Stummvoll et al. 2010). Dieses
„City-Sampling“ war durch das internationale Studiendesign vorgegeben. Die Daten
dieser Erhebung, die auch Aussagen über den Zusammenhang von Migrationshin-
tergrund und selbst berichteter Delinquenz erlauben (vgl. auch Fuchs und Krucsay
2011), wurden eigens für diesen Beitrag entsprechend ausgewertet. Die Ergebnis-
se sind in Tab. 1 dargestellt. Dort finden sich – jeweils nach Migrationshintergrund
(gesamt sowie „erste“ und „zweite“ Generation) aufgeschlüsselte – Angaben für den
Gruppenanteil, den Anteil der Jugendlichen, der eine höhere Schule besucht, sowie
die Anteile der Befragten, die angeben, ein bestimmtes Delikt in ihrem Leben schon
einmal begangen zu haben.
Dargestellt sind die – durch entsprechende Fragebogenitems definierten – Delik-
te „Gruppenschlägerei“, „Körperverletzung“, „Sachbeschädigung“ und „Ladendieb-
stahl“ sowie der Anteil derer, die zumindest irgendeine der im Rahmen der Studie
abgefragten verbotenen Verhaltensweisen („Delinquenz gesamt“) berichten. Zusätz-
lich sind Odds Ratio-Werte angegeben, die den Faktor darstellen, um den sich die
Chance der Jugendlichen mit Migrationshintergrund gegenüber der Referenzgruppe
der Jugendlichen ohne Migrationshintergrund (beide Eltern in Österreich geboren)
erhöht oder verringert, das Begehen eines bestimmtes Deliktes zu berichten. Die-
se Werte können mittels logistischer Regressionen für das Schulniveau kontrolliert
werden, das – um die Auswertung bewusst einfach zu halten – als binäre Variable
(Besuch einer höheren Schule: ja oder nein) gefasst wurde. Diese multivariate Kon-
trolle trägt dem Umstand Rechnung, dass Jugendliche mit Migrationshintergrund
deutlich seltener höhere Schulen besuchen, was als Indikator für einen niedrigeren
sozioökonomischen Status und eine geringere Ausstattung mit kulturellem Kapital
(vgl. Bourdieu 1992) angesehen werden kann. Im Lichte des konventionellen theore-
tischen und empirischen Wissens der Kriminologie sollte dies die Wahrscheinlichkeit
delinquenter Verhaltensweisen erhöhen.
Die Ergebnisse bestätigen recht eindrucksvoll die oben skizzierten Trends der
deutschen Dunkelfeldforschung: Bereits ohne Kontrolle des Schulniveaus zeigen
sich keine großen Unterschiede in der „Delinquenzbelastung“ zwischen Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund. In der Gesamtbetrachtung sind mi-
grantische Befragte sogar weniger belastet, wenn ihr niedrigerer sozioökonomischer
Status berücksichtigt wird. Das signifikant häufigere Berichten von Gewaltdelikten
bleibt nach multivariater Überprüfung nur für das vergleichsweise harmlose Delikt
der „Gruppenschlägerei“ erhalten und das auch nur bei Jugendlichen der „zweiten
Generation“. Jugendliche, die selbst im Ausland geboren sind, geben hingegen sig-
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Anteil (%) 63,9 36,1 20,8 15,3 100,0 (2908)
Anteil in höherer Schule
(%)
65,2 38,2 43,6 30,9 55,5 (2908)
„Gesamtdelinquenz“
Lebenszeitprävalenz (%) 41,7 40,7 45,9 33,6 41,3 (2823)
OR – 0,96 1,18* 0,71*** –
OR nach Kontrolle – 0,85** 1,07 0,60**** –
„Gruppenschlägerei“
Lebenszeitprävalenz (%) 18,7 24,0 28,8 17,5 20,7 (2895)
OR – 1,37*** 1,75**** 0,92 –
OR nach Kontrolle – 1,18* 1,55**** 0,75** –
„Körperverletzung“
Lebenszeitprävalenz (%) 3,7 4,7 5,8 3,2 4,0 (2893)
OR – 1,29 1,62** 0,86 –
OR nach Kontrolle – 1,12 1,43 0,71 –
„Sachbeschädigung“
Lebenszeitprävalenz (%) 17,8 14,7 15,6 13,5 16,7 (2899)
OR – 0,80** 0,85 0,72** –
OR nach Kontrolle – 0,74*** 0,80* 0,66*** –
„Ladendiebstahl“
Lebenszeitprävalenz (%) 19,1 15,7 17,6 13,2 17,9 (2893)
OR – 0,79** 0,90 0,64*** –
OR nach Kontrolle – 0,71*** 0,82 0,56**** –
Werte für Odds Ratio (OR) vor und nach statistischer Kontrolle des Schulniveaus mittels logistischer Re-
gression Referenzkategorie: beide Eltern in Österreich geboren:
*p < 0,1; **p < 0,05; ***p < 0,01; ****p < 0,001
nifikant seltener an, dieses Delikt begangen zu haben. Für diese Gruppe zeigt sich
generell eine deutlich niedrigere Chance, delinquentes Verhalten zu berichten. Von
allen Befragten mit Migrationshintergrund werden schließlich die Eigentumsdelikte
„Sachbeschädigung“ und „Ladendiebstahl“ seltener berichtet.
Derartig entlastende Befunde vermögen das „Minenfeld“ der Debatte um Mi-
gration und Kriminalität zweifellos zu entschärfen. Insofern ist es zu begrüßen,
wenn solche Daten unabhängig von medialen Skandalisierungskonjunkturen regel-
mäßig erhoben werden. Trotzdem sollten auch die Grenzen und Gefahren dieser
Art von Forschung im Auge behalten werden. So ist es durchaus fraglich, ob sich
Jugendliche mit und ohne Migrationshintergrund nicht unterscheiden, was Fragever-
ständnis, Antwortverhalten und Auskunftsbereitschaft betrifft. Erkenntnistheoretisch
gesehen ist es außerdem nicht „Kriminalität“, die in Self-Report-Studien gemessen
wird, sondern allenfalls die Bereitschaft, im Kontext der Befragungssituation das
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Begehen oder Erleiden potenziell kriminalisierbarer, durch Fragebogenitems stan-
dardisiert umschriebener Verhaltensweisen zu berichten. Aus diesem Grund sind die
Delikte in Tab. 1 auch in Anführungszeichen gesetzt – schließlich handelt es sich
trotz der zum Teil kriminalrechtlichen Begriffe gerade nicht um polizeilich ermittel-
te oder gar richterlich geprüfte Sachverhalte, die tatsächlich unter Tatbestände des
Strafgesetzbuches subsumiert worden wären. Dieser epistemologische Unterschied,
den es bei jeglicher Interpretation von Dunkelfelddaten zu berücksichtigen gilt, ist
alles andere als trivial. In den Augen mancher KritikerInnen wäre es denn auch
schlicht „unwissenschaftliche Spekulation“ (Kunz 2008, S. 64), das Reportverhal-
ten der Befragten als Hinweis auf das „wahre Kriminalitätsgeschehen“ zu deuten.
Dunkelfeldbefragungen zeichnen ein ganz bestimmtes Kriminalitätsbild, das nicht
„echter“ als die amtlichen Statistiken ist und daher nicht mit „der“ Wirklichkeit
verwechselt werden sollte.
Solche erkenntniskritischen Einwände wiegen zwar nicht eben leicht, unterschät-
zen jedoch möglicherweise die Validität von Selbstauskünften der Untersuchungs-
subjekte (vgl. Naplava und Oberwittler 2002; Phillips und Bowling 2012). Problema-
tischer als die methodologischen Schwächen, die Umfragestudien stets vorgehalten
werden können, ist indessen – so das hier vertretene Argument – die unweigerli-
che Nähe der Fragestellungen der Forschung zu selbst berichteter Delinquenz und
Viktimisierung zu administrativen Strafverfolgungsbedürfnissen. Wenn Dunkelfeld-
studien darauf angewiesen sind, sich zum Einwerben von Forschungsgeldern als
anwendungsnahe Hilfsmittel zur Prävention oder Eindämmung von Jugendkrimina-
lität zu verkaufen, sind die damit verbundenen Kontroll- und Problematisierungs-
interessen unübersehbar. Aber auch wenn das nicht der Fall ist, erscheinen die
Forschungsfragen von eigentlich vorwissenschaftlichen, bürokratienahen Relevanz-
kriterien zumindest überlagert, insofern erwartet wird, dass ihre Ergebnisse zu einer
Art objektivierenden Korrektur der amtlichen Anzeigen- und Verurteilungsstatisti-
ken beizutragen haben. Mit der „kriminalstatistischen Funktionalisierung“ (Wetzels
1995, S. 3) der Befragten geht außerdem ein einseitiger Fokus auf Jugend- und
Gewaltkriminalität einher: „Täterbefragungen“, die für die gesamte Bevölkerung re-
präsentativ sein sollen, sind praktisch fast nur bei schulpflichtigen Jugendlichen zu
realisieren, deren abweichendes Verhalten im öffentlichen Diskurs – zumal in Ver-
bindung mit Integrationsfragen – vor allem als „Gewalt“ in Erscheinung tritt. Der
paradigmatische „kriminelle Fremde“, dessen statistisch aggregierte Existenz auf
dem Prüfstand steht, ist dann meist der körperlich aggressive junge Mann südlicher
oder östlicher Herkunft. Auch wenn es die aufrichtigen persönlichen Motive der
Forschenden sein mögen, den durch populistische Politiker und Boulevardmedien
hochgehaltenen Mythos der besonderen Kriminalität der Zugewanderten zu entlar-
ven, so besteht hier eine gewisse Gefahr, die schrillen thematischen Rahmungen,
die man eigentlich versachlichen möchte, indirekt zu unterstützen. Widerlegungen
dummer Vorurteile sind anfällig dafür, sich der impliziten Logik dessen zu fügen,
was sie in bester Absicht in Frage stellen wollen (es ließen sich schließlich auch
ganz andere Fragen stellen). Aus dem Blick droht dabei zu geraten, welche Prakti-
ken „lebenden Rechts“ (Ehrlich 1989) sich eigentlich jenseits formeller oder quasi-
formeller Kategorien von Kriminalität und Kriminalisierung abspielen.
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Lässt man die positivistische Hoffnung, durch Self-Report-Studien das Dunkel-
feld exakt zu vermessen, leichten Herzens fahren, so ist – sofern man deren Ergebnis-
se nicht von vornherein ideologiekritisch abwerten will – eine reflexiv-pragmatische
Haltung möglich, die innerhalb der kriminologischen scientific community mittler-
weile auch weitgehend konsensfähig sein dürfte. So räumt etwa Wetzels (1995, S. 7),
einer der Proponenten der deutschen Dunkelfeldforschung, durchaus selbstkritisch
ein, dass Kriminalität als interpretatives und normatives Konstrukt „nicht ohne wei-
teres auf der Ebene individueller Erfahrungen ,objektiv‘ zählbar“ ist. Dennoch kön-
nen, wie auch Steinert (2001, S. 117) aus einem explizit kritisch-kriminologischen
Standpunkt heraus betont hat, Self-Report-Studien insofern „verdienstvoll“ sein, als
sie Hinweise auf Kriminalisierungsprozesse geben, die zwischen „Einheimischen“
und „Fremden“ selektiv unterschiedlich ablaufen. Solche Befunde sollten dann aber
durch weitere Forschungsbemühungen ergänzt werden, die die Logik des Zählens
von Ereignissen hinter sich lassen.
2.3 Über den alltäglichen Umgang mit Konflikterfahrungen und
Rechtsressourcen
Die Kriminalrechtspraxis ist nicht nur das, was professionelle RechtsanwenderInnen
daraus machen, und Kriminalität ist nicht nur das, was jene dazu erklären. Kriminal-
recht und Kriminalität sind vor allem dadurch bestimmt, wozu das Strafrecht (mit
seinen Kategorien) und seine Organe im gesellschaftlichen Alltag für brauchbar und
angemessen befunden werden. Von Relevanz für diese Kategorien ist mithin, wel-
cher Umgang mit Kriminalnormen und welcher Gebrauch von Polizei und Gericht
unterschiedlichen Gruppen als „normal“ erscheint, was an „Kriminalisierung“ als
selbstverständlich und was im Gegenzug als inadäquat empfunden und vermieden
wird – nicht zuletzt auch auf Seiten der MigrantInnenpopulation. Dabei ist das Recht
im Alltag zum einen ein praktisches Instrument zur Durchsetzung von individuellen
Zielen, zum anderen aber auch ein kommunikatives Mittel zur symbolischen Bekräf-
tigung von Kultur, Institutionen und sozialen Machtstrukturen (Silbey 2005). Recht
wird nur ausnahmsweise in formellen Verfahren, weitestgehend jedoch außerhalb
des institutionellen Rechtssystems verhandelt. Die Kategorien Recht, Rechtmäßig-
keit/Legalität spielen im gesellschaftlichen Alltag in der Deutung von Normalität
und Abweichung, in der Konstruktion von Gesellschaft insgesamt eine wesentliche
strukturierende und stabilisierende Rolle.
Der instrumentelle Gebrauch von Recht steht mit den unterschiedlich verfügbaren
Ressourcen für eine Kriminalisierung oder für alternative Konfliktbearbeitung und
Streitschlichtung im Zusammenhang. Dabei scheinen in den unteren sozialen Schich-
ten unter den rechtlichen Ressourcen vor allem zivilrechtliche noch stärker verknappt
als kriminalrechtliche (Merry 1990). Überproportionale „Kriminalitätsraten“ inner-
halb unterprivilegierter Gruppen (migrantisch oder nicht) sind insofern nicht bloß
als Ausdruck eines ungleichen, sondern vor allem eines gespaltenen Rechtszugangs
zu betrachten. Die Bekräftigung der gesellschaftlichen und der Rechtsordnung in der
Form des Strafrechtsgebrauchs bedeutet symbolisch die Subordination der Anzei-
geerstatterIn sowie ihres Kollektivs unter staatliche und (Rechts-)Autorität – stärker
noch als die Inanspruchnahme von (zivilem) Privatrecht. Die Verfolgung persönli-
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cher Interessen mittels Polizei und Strafjustiz ist daher nicht nur unter Umständen
praktisch erschwert, sondern auch auf der symbolischen Ebene für Unterprivilegierte
und Minderheiten ein prekäres und ambivalentes Unterfangen. Forschungsdesidera-
te bestehen daher nicht nur im Hinblick auf die faktische Strafrechtsanwendung,
auf deren Möglichkeiten und Hürden, sondern auch im Hinblick auf die normative
Rationalisierung der Anwendung oder auch Nichtanwendung von Strafrechtsres-
sourcen.
2.3.1 Eine Studie, die eine migrationssoziologische Replikation verdient
Bereits in den 1980er-Jahren unternahm man an der J. W. Goethe-Universität Frank-
furt in Zusammenarbeit mit dem Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie in Wien
den Versuch, den Gebrauch des Strafrechts und seiner Instanzen neben alternativen
Möglichkeiten des Umgangs mit Konflikten in den Blick zu bekommen (vgl. Hanak
et al. 1989). Anstatt von bereits vollzogenen Kriminalitätsdeutungen auszugehen
und die InterviewpartnerInnen unter Verwendung von bestehenden rechtlichen und
administrativen Kategorien zu befragen4, war es Ziel des Forschungsprojektes, sich
über die gesamte Bandbreite an „Ärgernissen und Lebenskatastrophen“, die von
den InterviewpartnerInnen durchlebt worden waren, formelle wie informelle Stra-
tegien des Konfliktmanagements beschreiben zu lassen. Der Rückgriff auf Polizei
und Strafrecht wurde bewusst als „Sonderfall“ im Umgang mit „unerfreulichen Er-
eignissen“ und „Konflikten“ betrachtet, den es in andere Strategien der Befragten
einzuordnen galt. Unter welchen situativen Voraussetzungen scheint sich die Hin-
wendung zu Exekutive und Strafjustiz aus Sicht der Betroffenen als geeignetes „Ins-
trument“ zu erweisen, und welchen Anforderungen werden eher andere rechtliche
und öffentliche, aber auch unterschiedliche informelle Ressourcen gerecht?
Ein ähnlich umfassendes Interesse wurde jenen Fällen und Interviewausschnit-
ten entgegengebracht, in denen es um den Umgang mit den Folgen eines scha-
densverursachenden Geschehnisses ging. Das Durchleben von „Ärgernissen und
Lebenskatastrophen“ sollte nicht als zwingend negative Erfahrung und unbedingt
zu vermeidendes Erlebnis verstanden werden. „Verlierer-“ und „Siegergeschichten“
wurden gleichermaßen in Betracht gezogen, um die möglichen Auswirkungen un-
terschiedlicher Strategien des Konfliktmanagements und der Schadensbehebung auf
die Beziehungen der Beteiligten zu ergründen. Besondere Aufmerksamkeit wider-
fuhr den zur Verfügung stehenden rechtlichen und außerrechtlichen Instrumentarien,
um mit den Folgen „zu-Recht“ zu kommen. Welche Lösungs- oder Umgangsmög-
lichkeiten von den Betroffenen als erstrebenswert betrachtet und welche hingegen
kaum wahrgenommen wurden, erschien gerade auch aus einer kriminalpolitischen
Perspektive interessant.
4 Insgesamt wurden in 234 Interviews 1138 „Konflikt-Geschichten“ (Hanak et al. 1989, S. 207) gesam-
melt. In den Interviews wurde gezielt nicht nach „Kriminalitätserfahrungen“ gefragt, sondern zu Erzäh-
lungen über erlebte „Konflikte“, „Auseinandersetzungen“, „Ärger“, „Schwierigkeiten“ aufgefordert, um
ein möglichst umfassendes Forschungsinteresse zu bekunden. Die Ergebnisse der Datenanalyse sind für
Ereignisse im städtischen Raum repräsentativ, nicht jedoch für Personen oder soziale Schichten.
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Eigentlicher Untersuchungsgegenstand waren somit Situationen und Prozesse
und nicht Personen-/Gruppenmerkmale und Einstellungen (ebenda, S. 207). Trotz-
dem scheint es aus heutiger Perspektive bemerkenswert, dass zwar die sozioöko-
nomische Statusposition in der Untersuchungspopulation auf Repräsentativität kon-
trolliert, dem Migrationshintergrund der Befragten vom Forschungsteam jedoch kei-
ne gesonderte Aufmerksamkeit entgegen-gebracht wurde. So wenig wie die Studie
davon ausgeht, dass die Deutung von Unfällen, Konflikten oder Schadensfällen als
„kriminell“, die praktische Initiation von Strafverfolgung und die formelle Inkrimi-
nierung auf der Hand liegen, sind die unter MigrantInnen herrschenden Regeln für
den alltäglichen Umgang mit Kriminalnormen, mit Polizei und der Kriminaljustiz
evident. Hinsichtlich dieser Regeln könnten sich MigrantInnen von anderen Gesell-
schaftsmitgliedern infolge ihres legalen Status und alternativer Vorstellungen von
Fairness und davon, was Recht und Rechtsprechung dazu beitragen, unterscheiden.
Finden sich infolgedessen Hinweise auf ein gar nicht so universelles und ein-
heitlich gehandhabtes Strafrecht, sondern vielmehr auf voneinander abweichende
Vorstellungen von Strafrecht und auf divergente Regeln und Praktiken seiner An-
wendung unter der autochthonen und der MigrantInnenpopulation? Werden die un-
terschiedlichen Anwendungsregeln bewusst als kulturspezifisch different und als
Identitätsmerkmal und Mitteilung an die umgebende Gesellschaft wahrgenommen?
Oder wird spezifisches Verhalten gegenüber Polizei und Justiz an den Tag ge-
legt, weil eine klassen- oder kulturspezifische Ungleichbehandlung erwartet wird;
besteht also tatsächlich kein andersgelagertes „Rechtsbewusstsein“ auf Seiten der
MigrantInnen?
Um eine Auseinandersetzung mit diesen Fragen zu ermöglichen, kann es nicht nur
darum gehen, den Migrationshintergrund bei der Auswahl der InterviewpartnerIn-
nen zu berücksichtigen. Auch der analytische Blick müsste für diese Fragestellung
neu geschärft werden. Auf diese Weise ließe sich die Vielfalt an Beschränkungen
und Übervorteilungen erfassen, denen MigrantInnen im alltäglichen Leben begegnen
(können). Weiters könnten die vielfältigen Umgangsweisen einer AkteurInnengrup-
pe analysiert werden, die in sich äußerst heterogen ist und keinesfalls essentialisiert
werden sollte.
Um ein solches Forschungsdesiderat weiter zu konkretisieren, sind weitere me-
thodische Reflexionen nötig. In jüngerer Zeit nimmt die Popularität narrativer und
lebensbiographischer Interviews in der Migrationsforschung zu (vgl. z. B. Latcheva
und Herzog-Punzenberger 2011) – eine Entwicklung, die sich auch für die Erörte-
rung der hier besprochenen kriminologischen und rechtssoziologischen Fragestel-
lungen als erkenntnisfördernd erweisen könnte. Abgesehen von den auf der Hand
liegenden Erschwernissen, die bei solchen Methoden auf Grund der Abhängigkeit
von Sprachkenntnissen zu erwarten sind, besteht die hier zentral fokussierte Proble-
matik in der Präsentation von Analyseergebnissen unter relativer Vernachlässigung
des Untersuchungsprozesses (z. B. Riemann 2003). Im Hinblick auf die konkrete
Analyse des Datenmaterials bedeutet das, dass wissenschaftliche Nachvollziehbar-
keit kaum gegeben ist. Zudem kann ein solcher Fokus die selbstreflexive Auseinan-
dersetzung mit dem eigenen Tun der ForscherInnen allzu leicht in den Hintergrund
rücken lassen. Um diesen Schwachpunkt aufzuzeigen und zu mindern, lässt sich
Riemanns Methode anführen: Sie ließ unterschiedliche ForscherInnen mit unter-
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schiedlichem (Migrations-)Hintergrund dasselbe Transkript eines Interviews bear-
beiten. Durch solch ein Vorgehen entsteht zumindest die Möglichkeit, ein höheres
Maß an Intersubjektivität zu erzielen, wobei die Bedeutung von Selbstreflexivität
und Perspektivenvielfalt gerade bei solchen Analysen besonders hervorzuheben ist,
bei denen InterpretIn und Interviewte/r aus unterschiedlichen sozialen Kontexten
kommen.
Um im Hinblick auf eine Replikationsstudie den Faden auch auf theoretischer
Ebene noch etwas weiterzuspinnen, sei noch auf eine für die Untersuchung der Kri-
minalrechtspraxis und ihrer normativen und kulturellen Reflexion durch MigrantIn-
nen wesentliche Unterscheidung hingewiesen: Potenziell kann sich eine jede Person
als eine in ihren Rechten verletzte oder als eine das Recht verletzende vorfinden
und entsprechend wechselhaft ins Verhältnis zum Strafrecht treten; im einen Fall in
der Rolle als aktiv verfolgende, im anderen Fall als passiv verfolgte Person. Jedoch
kann der Umgang mit der Opfer- wie auch mit der Täterrolle im Strafrecht ein
sowohl passiv defensiver wie ein aktiver und offensiver sein. Der Handlungsspiel-
raum zwischen einer Negation von Opferrollen, der misstrauischen Ablehnung des
Opferschutzes im Rahmen des Strafrechts oder aber auch der pönalen Exploitati-
on des Opferstatus ist groß. Er wird in unterschiedlichen sozialen Konstellationen
und Situationen in verschiedener Weise ausgefüllt werden. Was für die Opferseite
gilt, gilt auch für die TäterInnenrolle. Die Kritik am Recht und die Leugnung von
Übertretungen, die „Normalisierung“, Erklärung und Rechtfertigung bzw. Übernah-
me von Verantwortung, aber auch eine „Hyperkonformität“ und Rechtsunterwerfung
sind mögliche Antworten auf drohende Strafverfolgung.
2.3.2 Wie viel „Recht“ und „Gericht“ erscheinen als normal?
Über die konkreten Erfahrungen und Praktiken von MigrantInnen in der einen oder
anderen Position hinaus, stellen sich weitere Fragen: Schätzen MigrantInnen Straf-
normen und Strafrechtspraxis in der Aufnahmegesellschaft ihrer Situation und Kultur
als gerecht ausgestaltet ein? Wird das Strafrecht in Aktion als fremd, bedrohlich oder
als Chance wahrgenommen? Wird das Ausmaß der Kriminalität und Unsicherheit,
das in der Gesellschaft herrscht, das von MigrantInnen verursacht wird oder von
diesen erduldet werden muss, als beherrschbarer Normalzustand, als irritierend oder
(und in welchen Aspekten) als Krise des Rechts und staatlicher Autorität gedeutet?
An die Frage, welche Konfliktregelung in verschiedenen Teilen der Gesellschaft
mit und ohne staatliche Kriminalrechtsinstitutionen gepflogen wird, schließt sich
eine allgemeinere an. Vereinfacht formuliert lautet sie: Wie viel „Recht“ und „Ge-
richt“ erscheinen als normal? Damit etwa ist die Frage nach dem „Wie viel“ an
„Verrechtlichung“, an rechtlicher Rahmung von Problemen und Konflikten ange-
sprochen. Weiter interessiert, wie viel Handeln von formellen, öffentlich-rechtlichen
Institutionen wie Polizei und Justiz aus der Perspektive unterschiedlicher Segmente
der Gesellschaft überhaupt beansprucht wird. Inwieweit will man Konflikt- und Pro-
blemlösungen an Dritte im Allgemeinen und an Rechts(fürsorge)instanzen im Be-
sonderen abgetreten sehen? Wie weit unterscheiden sich hier die kulturell geprägten
normativen Ansprüche nicht nur von MigrantInnengruppen (Biografien, Generatio-
nen), sondern auch innerhalb der autochthonen Gesellschaft? Und wie weit sieht man
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diese Erwartungen de facto erfüllt bzw. erfüllbar, enttäuscht oder von Enttäuschung
bedroht?
Welche normativen Maßstäbe werden für die „(Nicht-)Veröffentlichung von Pri-
vatem“ und für die Bezugnahme auf abstrakte rechtliche Regulative, etwa in fa-
miliären oder geschäftlichen Angelegenheiten, in Beziehungen innerhalb der eige-
nen sozialen, ethnischen oder religiösen Gruppe/Community oder aber in sozialen
„Außenbeziehungen“ angelegt? Es handelt sich um normative Vorstellungen von
Vertrauensschutz und Diskretion, von Autonomie und Ehre, aber auch von gebüh-
render Rangordnung und unberechtigter Diskriminierung, von Statussicherung und
Disziplinierungsbedarf, -recht und -gewalt. Wie wiederum werden diese Normen des
Zusammenlebens und Rechtsgebrauchs sozial (informell) kontrolliert, und in wel-
chen Situationen, von wem und mit welchen Konsequenzen werden sie übertreten?
Es ist bekannt, dass hierfür nicht nur der mehr oder weniger fremde kulturelle
Hintergrund von MigrantInnen, sondern auch ihr legaler und sozialer Status in der
Aufnahmegesellschaft ausschlaggebend sind. Der Rückgriff auf traditionelle Rechts-
vorstellungen, die Bindung an Kollektive von Zuwandernden gleicher Herkunft und
die außergerichtliche Streitregelung in lokalen informellen Einrichtungen kann in
gleicher Weise kulturellem Gepäck wie den mangelnden Optionen aufenthaltsrecht-
lich illegaler oder ungesicherter Existenzen geschuldet sein. Die Stratifizierung in-
nerhalb von Zuwanderergruppen, ungleiche Aufenthaltssicherheit und migrations-
oder allgemeinrechtliche Kenntnis auf Seiten der MigrantInnen können traditionelle
Abhängigkeitsverhältnisse in Zuwanderergemeinschaften und somit Segregations-
verhältnisse stützen. Sie können die Entwicklung von Kontroll- und Rechtspraktiken
in Anlehnung an die Rechtskultur der Herkunftsgesellschaft befördern, wobei die
Zwangswirkung eines restriktiven Ausländerrechts fehlende traditionelle gemein-
schaftliche Sanktionsmöglichkeiten substituiert (Kohlhagen 2006). Das Bewusstsein
von „Illegalität“ oder migrantischer Prekarität seitens der Betroffenen wie der (le-
galen) MigrantInnenpopulation und der legitimierende, kompensierende, duldende
oder exploitative Umgang damit sind wenig untersuchte Sachverhalte. Aufgrund von
entsprechenden Erfahrungen stellt sich bei MigrantInnen vermutlich ein tendenziell
distanziertes, flexibles und pragmatisches Verhältnis zu geltenden Rechtsnormen in
der Zuwanderungsgesellschaft sowie ein selektiver Rekurs auf hergebrachte Sitten-
normen ein.
Ganz allgemein macht die Heterogenität heutiger Einwanderungsgesellschaften
darauf aufmerksam, dass inzwischen wohl eher eine Koexistenz von Rechtsvorstel-
lungen und „Rechtspflege“-Mechanismen, dass ein „Rechtspluralismus“ eher als ein
einheitliches Recht für alle als die gesellschaftliche Normalität zu gelten hat (Pilgram
u. a. 2012). Dies wiederum lässt die Frage akut werden, wie sich die Rechtsinstitu-
tionen und die handelnden Personen auf eine solche Pluralität bzw. Pluralisierung
einstellen, wieweit sie abweichendes Rechtsbewusstsein und Rechtsgebrauch von
MigrantInnen wahrnehmen oder unterstellen, als legitim anerkennen und berück-
sichtigen, oder ob sie es problematisieren und durch eine besondere Rechtspraxis
korrigierend beantworten.
Die Existenz von spezifischen Normen und Instanzen zu ihrer Kontrolle und
Durchsetzung in ethnischen und religiösen Minderheiten wird unterschiedlich be-
wertet, noch bevor sie hinsichtlich Umfang und Auswirkung für die unterschiedli-
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chen Mitglieder der Minderheit (vor allem auch für Minderheiten oder Benachteiligte
innerhalb derselben) untersucht ist. In Großbritannien sind minority legal orders seit
längerem ein Thema, und es werden die Vorteile zur Kenntnis genommen, die sie
für Minderheiten gegenüber den staatlichen Rechtsinstitutionen attraktiv machen.
Man beschäftigt sich in weiterer Folge mit den möglichen und wünschenswerten
Einflüssen des Mehrheitsrechts auf den Rechtsgebrauch der Minderheit und mit
dessen Rückwirkungen auf das staatliche Rechtswesen (Malik 2012). Auf rechtspo-
litischer Ebene wird eine Diskussion über den staatlichen Umgang mit minoritären
Rechtssystemen geführt. Die Antworten reichen von Prohibition, über Nichteinmi-
schung, Anerkennungsregulative bis hin zu „Mainstreaming“ (der Hereinnahme von
Elementen des Minderheitenrechts in das übergeordnete staatliche Rechtssystem).
Eine empirische Beschäftigung mit Rechtsvorstellungen und -gebrauch in Migran-
tInnengruppen könnte einer derartigen Debatte Orientierungshilfen bieten und sie
von Dogmatismen befreien.
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